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I 

Gemeinsames Sorgerecht nicht verheirateter Elt 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g c s t c l l e r  

Eltcrn, dic bei dcr Gcburt ihrcs Kindcs ciratet sind, ha- 
ben gemäß 5 1626a des Bürgerlichen ) die Möglichkeit, 
die elterliche Sorge gemeinsam auszuüben, 
abgebcn oder sie cinander heiraten. 

Die derzeitige Sorgerechtsge ie übcreinstimme~ide Sorgc- 
erklärung beider Elternteile. dass die gemeinsame Sorge 
nicht gegen den Willen eines n kann. Ohiie Einverständnis 
der Mutter gibt es also derzeit r den nicht mit ihr verheirate- 
ten Vater. 

sungsgericht auf die Klage eines nicht- 
m Elternrecht verletzt sah, in seinein 

ichen für verfassungs- 
durfte demnach davon 

en den Willen eines Elternteils erzwungene gcmein- 
r Nachteilen als Vorteilen für das Kind verbun- . 
sich bergen, dass von vornherein Konflikte auf 
tragen würden. Das Kindeswohl verlange es, 

eine Person hat, die für das Kind rechtsverbind- 
er Lebensverhältnisse, 

in die nichteheliche Kinder hineingeboren werden, sei es verfassungsgernäß, 
das nichteheliche Kind bei seiner Geburt sorgerechtlich gnindsätzlich der Mut- 
ter zuzuordnen. 

Der Gesetzgeber könne, so das Bundesverfassungsgcricht, davon aiisgchen, 
dass in Fällen, in denen die Eltern mit de~ii Kind zusammenleben und beide ihre 
Kooperationsbereitschaft schon durch gemeinsame tatsächliche Sorge für das 
Kind zum Ausdruck gebracht haben, die Eltern die nunmehr gesetzlich beste- 
hende Möglichkeit einer gemeinsamen Sorgetragung in der Regel nutzen und 
ihre tatsächliche Sorge durch Sorgecrltlärungen auch rcchtlicli absichern. Für 
Fälle, in denen sich die Mutter dennoch weigere, eine genieinsame Sorge- 
erkläning abzugeben, sei die Einschätzung vertretbar, dies sei Ausdruck eines 
Konfliktes zwischen den Eltern, der sich bei einem Streit auch über die gemein- 
same Sorge nachteilig auf das Kind auswirke. Der Gesetzgeber habe davon 

* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt. 

Die Antwort wurde namens der Brrndesregienlng mit Schreiben des Bundesministeriurns der Justiz vom 12. Juli 2007 
iibermittelt. 
Die Drucksnche enthiilt z~lsätzlich - in kleinerer Schrifiwpe - den Fragetut. 
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ausgehen dürfen, dass eine Mutter gerade bei Zusammenleben mit dem Vater 
sich nur dann dessen Wunsch nach gemeinsamer Sorge verweigere, wenn sie 
dafür schwerwiegende Gründe habe, die von der Wahrung des Kindeswohls 
getragen werden. 

Das Bundesverfassungsgericht verpflichtete jedoch den Gesetzgeber ausdrück- 
lich, die tatsächliche Entwicklung zu beobachten und zu prüfen. ob seine 
Annahmen auch vor der Wirklichkeit Bestand haben. Stelle sich heraus, dass 
dies regelmäßig nicht der Pall sei, werde er dafür sorgen müssen, dass Vätern 
nichtehelicher Kinder, die mit der Mutter und dem Kind als Familie zusam- 
menleben, ein Zugang zur gemeinsamen Sorge eröffnet wird, der ihrem Eltern- 
recht aus Artikel G Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) unter Berücksichtigung des 
Kindeswohls ausrcichend Rechnung trägt. 

Über die anders gelagerte Frage fehlender Sorgerechtsmöglichkeiten für 
Verantwortungsgemeinschaften leiblicher lind nichtleiblicher Elternteile (z. B. 
Regenbogenfainilien) wird an anderer Stelle nachzudenken sein. 

Vor dem Hintergrund der genannten Verpflichtung des Bundesverfassungs- 
gerichts tiagen wir die Bundesregierung: 

1. Wie viele Kinder wurden seit 1998 (bitte aufs 
und getrennt nach alten und nc.uen Bundesländern) geboren 

. nicht miteinander verheiratet waren? 

Wie viele von diesen Eltern haben nach 
Kindes geheiratet? 

Die Zahl der seit 1998 geborenen Kinder, deren 
ratet waren, betnig (Quelle: Statistisches Bundes 

Nordrhein- 
Westfalen 

26 880 28 798 30 514 31 795 32 483 33 912 32 625 34 869 ,, 
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Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele von diesen Eltern nach der Ge- &% { 
hurt des ersten gemeinsamen Kindes geheiratet haben. Das Statistische Bundes- 4 amt crfasst die Zahl der Eheschli&ßungen von Eltern mit gemeinsamen vor der 4 
Ehe geborenen Kindern insgesamt: 4 

mit gemein- 1 49 676 1 I I 
Samen 

Länder 
Schleswig- 
Holstein 
Thüringen 
Westliche 
Länder 
(ohne Berlin) 
Östliche 
Länder 
(ohne Berlin) 
Deutschland 

Ivo~ehel ichen)  / I 1 (&V( 
Kindern 

57 667 1 57 268 1 57 653 ( 6 m - (  59 832 76 579 74 195 I I I  

2000 
6 780 

8648 
115942 

51 680 

179574 

1998 
5 786 

7379 
102749 

43 740 

157117 

1 gern. Kinder I J Y  012  I '  

2005 
6 857 

9698 
129336 

57 507 

B 0 1 2 2  

1999 
6 356 

7959 
110944 

47 944 

170634 

2. In wie vielen nichtchelichen Leb haften leben dic Eltern mit ihrem 
gemeinsamen Kindlnlit ihren indem in einem Haushalt? 

2001 
6 746 

9017 
119253 

52 634 

183816 

2006 

, 

,, 

, 

, , 

201519 

a) Wie haben sich di chen Lebensgenieinschaften mit Kin- 

nach der Gebiirt des Kindes einen gemeinsamen Haushalt ge- 

Die Zahlen der nichtehelichen Lebensgemeinschaflen mit Kindern haben sich 
seit. 1998 wie folgt entwickelt (Quelle: Statistisches Bundesamt): 

2002 
6 859 

9128 
122279 

53 332 

187961 

Nichteheliche Lebensgemeinschaften mit Kindern (gerundete Zahlen) 

2003 
6 772 

9269 
323038 

55 060 

190641 

I I I I 

Deutschland / 553 000 1 592 000 1 621 000 1 654 000 ( 703 000 1 743 000 ( 765 000 ( 770 000 

2004 
7 079 

9797 
126912 

57 136 

197129 

Zu den Teilfrageil b) und C) liegen der Bundesregierung keine Zahlen vor. 

Westliche 
Länder 
Östliche 
Länder 
mit Berlin 

2001 
372 000 

282 000 

1998 
308 000 

245 000 

2002 
404 000 

299 000 

1999 
329 000 

262 000 

2000 
353 000 

268 000 

2003 
445 000 

298 000 

2004 
456 000 

309 000 

2005 
464 000 

306 000 
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3. Wie viele der nicht miteinander verheirateten aber zusammenlebenden 
Eltern haben seit 1998 (bitte aufschlüsseln nach Kalenderjahr und getrennt 
nach alten und neuen Bundesländern) durch Abgabe ciner Sorgeerklärung 
das gemeinsanie elterliche Sorgerecht erhalten? 

Die von den Urkundspersonen/vom Urkundsbeamten des Jugendamtes beur- 
kundeten Sorgeerklärungen werden seit dem Jahr 2004 im Rahmen der Kinder- 
und Jugendhilfestatistik erhoben (Quelle: Statistisches Bundesamt): 

Sorgeerklärungen 

icle der nicht miteinander verheirateten aber zusammenlebenden 
Eltern haben seit 1998 (bitte aufschlüsseln nach Kalenderjahr und getrennt 
nach alten und neuen Bundesländern) keine gemeinsame Sorgeerklärung 
abgegeben? 

a) Wie viele von diesen haben nach der Geburt des ersten gemeinsamen 
Kindes weniger als sechs Monate einen gemeinsamen Flaushalt geführt? 

b) Wie viele von diesen haben nach der Geburt des ersten gemeinsamen 
Kindes Iängcr als sechs Monate einen gemeinsamen Haushalt geführt? 

Der Bundesregierung liegcn hierzu keine Zahlen vor. 
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5 .  Wie viele nicht miteinander verheiratete Eltern, die vor der Geburt des 
ersten gemeinsamen Kindes zusammengelebt haben und vor der Geburt des 
ersten gemeinsamen Kindes wieder zwei g e h e ~ t e  Wohnsitze angemeldet 
haben, haben seit 1998 durch Abgabe einer Sorgeerklärung das gemein- 
same elterliche Sorgerecht erhalten? 

a) Wie viele von diesen habcn weniger als scchs Monate cinen gcmein- 
Samen Haushalt geführt? 

b) Wie viele von diesen haben länger als sechs Monate einen gemeinsamen 
Haushalt geführt? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Zahlen vor. 

% 
G .  Wie viele Eltern. die nicht miteinander verheiratet sind und auch nie msam- 

mengelebt haben, haben durch Abgabe einer Sorgeerklärung das gemein- 
same elterliche Sorgerecht erhalten? 

I . . Der Bundesregierung liegen hierzu keine Zahlen vor. 
. )  

7. Wie hoch ist der Anteil der Fälle, in denen bei Geburt des 
Kindes noch nicht geklärt war, wer der Vater des Kinde 
dieser Anteil seit 1997 entwickelt? 

Wie hoch ist der Anteil der Fälle, in denen die 
Geburt anerkannt wurde (bitte Zahlen a 

Zu welchem Zeitpunkt erfolgte in der Zahl der Fälle die 
Anerkennung der Vatcrseknft, soweit si n vor der Gcbuit des 
Kindes erfolizt war? 

8. Welche Anstreng 

; . , . . .  I ngsauftrags des Bundesverfassungsgerichts wird 
orge durch Sorgeerklä- 
Frage 3). Das Bundes- 

hat außerdem verschiedene Untersuchungen durchge- 

- Abfrage bei den Ländern zum Reformbedarf bei 9 1626a Bürgerliches Ge- 
setzbuch (BGB) (im Juni 2004 abgeschlossen). 

- Abgleich der Rechtsentwicklung in den EU-Mitgliedsstaaten. 

- Begleitung der Expertenanhörung der SPD-Bundestagsfraktion im Januar 
2005 zum Thema „Elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern - 
Empfehlen sich Gesetzesändeiungen?" Die Anhörung sollte unter anderem 
Aufschluss darüber geben, ob die derzeitige Regelung der gesellschaftlichen 
Wirltlichkeit ausreichend Rechnung trägt oder Anpassungen der gesetzli- 
chen Regelung notwendig sind. Mit überwiegender Mehrheit sprachen sich 
die Sachverständigen für gesetzgeberische Korrekturen beim Sorgerecht 
nicht miteinander verheirateter Eltern aus. Darüber, welchen Inhalt eine 
Neuregelung haben sollte, gingen die Meinungen jedoch auseinander. 
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- Befragung beratender Stellen (Rechtsanwälte, Jugendämter) im Sommer und 
Herbst 2006. Es wurde insbesondere danach gefragt, wie häufig Eltern unter- 
schiedlicher Meinung über die Abgabe der Sorgeerklärung sind, ob diese 
Eltern getrennt leben oder zusammenleben und welche Gründe fur ein 
,,Neinu zur gemeinsamen Sorge genannt werden (näher dazu die Antwort 
zu Frage 10). 

9. Welche Informationen liegen der Bundesregierung darüber vor, wie die 
kommunalen Jugendämter nicht miteinander verheiratete Eltern über die 
Möglichkeit der Abgabe einer gemeinsamen Sorgeerklärung informieren 
und diese ggf. hinsichtlich der Sorgerechte und -pflichten beraten? 

ratung und Unterstützung anzubieten 
Möglichkeit der gemeinsamen elterliche 
buch Teil V111 (SGB VII1)haben Mütter und i 1 

. . .. .., . . 
teil nicht verheiratet sind, Anspruch auf 
erkiärung. Hinsichtlich der Art und Weise 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ausge 
regierung keine empirisch gesicherten Erkenn 
unterstützt die Jugendämter bei diesen Beratungsaufg 

diesem Arbeitsfeld wertvolle Unterstützung bie gell zeigt die Praxis 
ein hohes Engagement, die Beratungsaufgaben Abs. 2, 52a Abs. 1 

(bspw. Deutsches Institut 

tc', Eigenverlag 2006; Landschafis- 
verband Rheinland: „Das s Beistandes“, Eigenverlag 2005). 

10. und Informationen liegen der Bundesregierung vor, 
nicht miteinander verheiratete Elternteile die ge- 
nen? 

n die Ergebnisse der Fragebogenaktion des Bundesministeri- 
iz vom Juli 2006 vorliegen? 

Die Gründe, aus denen nicht miteinander verhciratete Eltcrn die gemeinsame 
Sorgc ablehnen, wurdcn untersucht von Petcr Finger (Das Standcsarnt (StAZ) 
2003, S. 228 FN 25), Sandra Fink (Die Venvirklichiing des Kindeswohls im 
Sorgerecht für nichtverheiratete Eltern, 2004). Auch die noch nicht vollständig 
ausgewertete Umfrage des Bundesministeriums der Justiz von 2006 befasst sich 
mit diesen Gründen. Insgesamt sind die Motive für die Ablehnung einer Sorge- 
erklärung sehr unterschiedlich. Unter anderem sind folgende Beweggründe zu 
nennen: ,,eine Beziehung der Eltern hat nie bestanden", ,,eine friedliche Ver- 
ständigung der Eltern ist nicht möglich" „die Mutter will praktische Schwierig- 
keiten vermeiden" oder „hat Angst, im Falle der Trennung vom Kindesvater 
selbst das Sorgerecht zu verlieren". Die Auswertung der Umfrage des Bundes- 
ministeriuins der Justiz wird derzeit abgeschlossen. Die Ergebnisse werden 
demnächst vorliegen. 
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1 1 .  Wie viele Fälle sind der Bundesregierung bekannt, wo Elternteile gegen 
den jeweils anderen Elternteil die Einleitung eines Strafverfahrens wegen 
des Vorwurfs der Gewaltanwendung oder sexueller Übergriffe in Gang ge- 
bracht haben? 

Wie viele Fälle sind der Bundesregierung bekannt, wo Elternteile gegen 
den jeweils anderen Elternteil die Einleitung eines Strafverfahrens wegen 
des Vorwurfs der Gewaltanwendung oder sexueller Übergriffe gegenüber 
dem gemeiiisamen Kind beantragt oder in Gang gebracht haben? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Fallzalilen vor. In den insoweit ein- 
schlägigen Statistiken der Rechtspflege (Erhebung von statistischen Daten bei 
den Staats- und Amtsanwaltschaften (StA-Statistik), Erhebung von statistischen 
Daten in Straf- und Bußgeldverfahren (StPIOWi-Statistik, Strafverfolgungs- 
statistik)), werden entsprechende Angaben nicht gesondert erfasst. 

12. Sieht die Bundesregiening im Hinblick auf die Verweigerung der Sor 
klärung durch ein Elternteil gesetzlichen Änder~in~sbedarf und li 

C :  j rechtstatsächliche Erkenntnisse dazu vor. warum Elternteile die 
der Sorgeerklärung gemäß $ 1626a BGB verweigern? 

Das Buildesministerium der Justiz prüft auf der Grundlage 
Erkenntnisse (vgl. Fragen 8 und 1 O), ob und gegebenenfalls wi 
ter nicht verheirateten Väter stärker an der elterliche 
können. 

Hinsichtlich der Motive zur Verweigerung der 
Antwort zu Frage 10 verwiesen. 

13. Inwiefern rechtferti 
unterschiedliche rec 
getrennt lebender EI 
ner Eltern, wenn in 
Scheidung länger a s Jahr mit dem gemeinsamen Kindden 

mengelebt haben, die nicht verheirateten El- 
e Sorgeerklärung abgcgcben haben? 

verheirateter und ge- 
I . '  , . .. ern die gegenwärtige 
.,- ..I ... ntwort auf Frage 12 

haftsrechtsreform eingeführte geltende Regelung hat sich 
folgenden Erwägungen leiten lassen: Anders als bei 

Kindern, die in eine bestehende Ehe hineingeboren werden, kommt es bei Ge- 
burt eines nichtehelichen Kindcs vor, dass dessen rechtlicl~er Vater nicht fest- 
steht. Auch gibt es Fälle, in denen die nichtehelichen Väter die Veranhvortung 
für das Kind jedenfalls nicht freiwillig übernehmen wollen oder in denen die 
Beziehung der Eltern sich bereits vor dessen Geburt oder kurz danach aufgelöst 
hat. Die weit überwiegende Zahl von nichtehelichen Kindern, deren Eltern auch 
nach der Geburt nicht heiraten, wächst bei einem (alleinerziehenden) Elternteil 
auf. Nach einer vor der Kindschaftsrechtsreform durchgeführten Studie zur 
Lebenslage nichtehelicher Kinder wuchsen in der Altersgruppe der bis zu zwölf- 
jährigen Kinder nur 24 Prozent der Kinder, bei den Sechs- bis Zwölfjährigen 
1'1 Prozent mit beiden leiblichen Elternteilen zusammen auf (VaskovicsIRostl 
Rupp, Lebenslage iiichtehelicher Kinder, Köln 1997, S. 79). Sieht man die Part- 
nerschaftsverläufe an! so wird dieses Bild bestätigt (a. a. 0. S. 83): Zu Beginn 
der Schwangerschaft hatten diese Eltern zu 8 1 Prozent eine Partnerschaft, war 
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das Kind sechs Jahre alt geworden, so waren es nur noch 17 Prozent. Eheliche 
Kinder waren hingegen bis zur Volljähnglceit nur zu 14 Prozent von der 
Scheidung ihrer Eltern betroffen (Die Familie im Spiegel amtlicher Statistik, 
hrsg. vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Bonii 
1997, S. 75). 

14. Wie bewertet die Bundesregierung in rechtlicher und rechtstatsächlicher 
Hinsicht die Auffassung dass die Regelung des r) 1626a BGB in imniläs- 
siger Weise auf Unverzichtbarkeit des M~tterwil l~ns verweise, nicht aber 
auf den Vorrang des Kindeswohls (Fink, Sandra, Das Jugendamt - Zeit- 
schrifi für Jugendhilfe und Familienrecht, Heft 1 1/2005)? 

Der Gesetzgeber hat vor der Verabschiedung der Kindschaftsrechtsreform 
umfänglich geprüft, ob die gemeinsame Sorge auch gegen den Willen der Mutter 
- z. B. durch gerichtliche Ersetzung der Sorgeerklärung - vorzusehen ist 
jedoch der Erwägung den Vorrang gegeben, dass die gegen den Wille 
Elternteils erzwungene Begründung der gemeinsamen elterlichen Sorge 

i Kind regelmäßig mit mehr Nachteilen als Vorteilen verbunden 
der Streit seiner Eltern über die Begründung der gemeinsamen 
häufig auf Auseinandersetzungen über die Ausübung d 
wilrde. Diese würden letztendlich auf dem Rücken des Kinde 
diesen1 mehr schaden als nützen. 

15. Wie regeln die Mitgliedstaaten der Europ' i s c j ~ ~ ~ ~ i o n  die Zuordnung 
tb i tern, und können ggf. des Sorgrrechts nicht miteinander v n h B h b $ d  

Erfahrungen aus andercn Landcrn für d i  * $&sion in dcr Bundcsrcpub- 
lik Deutschland fmchtbar gemacht W*? 

n Mitgliedstaaten der Euro- 

gemeinsame Sorge - wie De klämngen bzw. eine Eltem- 
öglichkeit ein, die gemein- 

ng anzuordnen. Eine Regelung wie in 
an den Konsens der Eltern bindet, gibt 

ng beltannt, dass es eine 
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